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5. BESTATIGUNGSVERMERK

BERICHT ZUM JAHRESABSCHLUSS

PRUFUNGSURTEIL

Wir haben den Jahresabschluss der Autobank
Aktiengesellschaft, Wien, bestehend aus der Bilanz
zum 31. Dezember 2016, der Gewinn- und Verlust-
rechnung fiir das an diesem Stichtag endende
Geschaftsjahr und dem Anhang, gepriift.

Nach unserer Beurteilung entspricht der beigefiigte
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und
vermittelt ein moglichst getreues Bild der Vermo-
gens- und Finanzlage zum 31. Dezember 2016 sowie
der Ertragslage der Gesellschaft fir das an diesem
Stichtag endende Geschéftsjahr in Ubereinstim-
mung mit den Osterreichischen unternehmensrecht-
lichen Vorschriften und bankrechtlichen Vorschrif-
ten.

GRUNDLAGE FUR DAS PRUFUNGSURTEIL

Wir haben unsere Abschlusspriifung in Uberein-
stimmung mit den Osterreichischen Grundsdtzen
ordnungsmaf3iger Abschlusspriifung durchgefiihrt.
Diese Grundsdtze erfordern die Anwendung der
International Standards on Auditing (ISA). Unsere
Verantwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und
Standards sind im Abschnitt ,Verantwortlichkeiten
des Abschlusspriifers flir die Priifung des Jahresab-
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schlusses" unseres Bestatigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von der Gesellschaft
unabhéngig in Ubereinstimmung mit den &sterrei-
chischen unternehmensrechtlichen und berufsrecht-
lichen Vorschriften, und wir haben unsere sonstigen
beruflichen Pflichten in Ubereinstimmung mit
diesen Anforderungen erfillt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Priifungsnachweise
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fiir
unser Priifungsurteil zu dienen.

BESONDERS WICHTIGE
PRUFUNGSSACHVERHALTE

Besonders wichtige Priifungssachverhalte sind
solche Sachverhalte, die nach unserem pflichtge-
mafen Ermessen am Bedeutsamsten fiir unsere
Prifung des Jahresabschlusses des Geschaftsjahres
waren. Diese Sachverhalte wurden im Zusammen-
hang mit unserer Priifung des Jahresabschlusses als
Ganzem und bei der Bildung unseres Priifungsurteils
hierzu berticksichtigt, und wir geben kein gesonder-
tes Prifungsurteil zu diesen Sachverhalten ab.

Nachfolgend stellen wir die aus unserer Sicht
besonders wichtigen Priifungssachverhalte dar:
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Ausreichende Eigenmittelausstattung im Hinblick auf bestehende und kiinftige aufsichtsrechtliche Anforde-

rungen

Sachverhalt und Verweis auf weitergehende Informationen

Priiferisches Vorgehen

Zur Erfullung der gesetzlich normierten Anforderungen an
die Eigenmittelausstattung sowie der von der Finanzmarkt-
aufsicht im Rahmen von Sanierungspldanen geforderten
hoheren Quoten, wurden im abgelaufenen Geschdftsjahr
mehrere Kapitalmaf3nahmen zur Stérkung des bestehenden
Geschaftsmodells durchgefiihrt. Die Kapitalzufuhr erfolgte
zur Starkung der Kapitalausstattung vor dem Hintergrund
der vorliegenden Ertragslage und zur Hinterlegung der
weiteren Expansion.

Die korrekte Ermittlung der Eigenmittelanforderungen
gemafd CRR ist als komplex zu bezeichnen. Firr den Jahres-
abschluss besteht daher das allgemeine Risiko einer unkor-
rekten Ermittlung der erforderlichen Eigenmittel.

Die Angaben zur Zusammensetzung der anrechenbaren
Eigenmittel sind im Anhang unter dem Kapitel ,Anre-
chenbare Eigenmittel gemaf3 Teil 2 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013" enthalten.

Wir haben im Zuge unserer Priifung ein Verstandnis
uber jene, fur die Ermittlung der erforderlichen
Eigenmittel relevanten Prozesse und internen Kon-
trollen erlangt und die Wirksamkeit ausgewdhlter
interner Kontrollen tiberpriift. Auf Basis der Ergebnis-
se dieser Uberpriifung haben wir weitere Erhebungen
festgelegt.

Bei manuellen Anpassungen von aus dem System
generierten Werten haben wir die dafiir notwendigen
Begriindungen erhoben.

Die korrekte Gewichtung der zu unterlegenden
Risikopositionen haben wir stichprobenweise tiber-
pruft.

Bei samtlichen Kapitalerhdhungen haben wir das
Vorliegen der Kriterien fir hartes Kernkapital und der
erforderlichen Beschliisse sowie Einstufungen gem.
den relevanten Vorschriften der CRR uberpriift.

Die Eigenmittelsituation und die kiinftigen Anforde-
rungen an die Autobank wurden von uns mit dem
Vorstand und dem Aufsichtsrat der Autobank einge-
hend besprochen.

VERANTWORTLICHKEITEN DER GESETZLICHEN
VERTRETER UND DES AUFSICHTSRATS FUR DEN
JAHRESABSCHLUSS

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich  fiir
die Aufstellung des Jahresabschlusses und dafir,
dass dieser in Ubereinstimmung mit den dsterreichi-
schen unternehmensrechtlichen und den bankrecht-
lichen Vorschriften ein mdglichst getreues Bild der
Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die
internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten,
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu
ermoglichen, der frei von wesentlichen — beabsich-
tigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellun-
gen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses

sind die gesetzlichen Vertreter dafiir verantwortlich,
die Fdhigkeit der Gesellschaft zur Fortfiihrung der
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Unternehmenstatigkeit zu beurteilen, Sachverhalte
im Zusammenhang mit der Fortfiihrung der Unter-
nehmenstatigkeit — sofern einschlagig — anzugeben,
sowie dafiir, den Rechnungslegungsgrundsatz der
Fortflihrung der Unternehmenstatigkeit anzuwen-
den, es sei denn,
die gesetzlichen Vertreter beabsichtigen, entweder
die Gesellschaft zu liquidieren oder die Unterneh-
menstatigkeit einzustellen, oder haben keine realis-
tische Alternative dazu.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich fir die Uberwa-
chung des Rechnungslegungsprozesses der Gesell-
schaft.




VERANTWORTLICHKEITEN DES ABSCHLUSS-
PRUFERS FUR DIE PRUFUNG DES JAHRES-
ABSCHLUSSES

Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit dariber
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei
von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten — falschen Darstellungen ist, und einen
Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unser Pri-
fungsurteil beinhaltet. Hinreichende Sicherheit ist
ein hohes Ma[R an Sicherheit, aber keine Garantie
dafiir, dass eine in Ubereinstimmung mit den dster-
reichischen Grundsdtzen ordnungsmafiger Ab-
schlusspriifung, die die Anwendung der ISA erfor-
dern, durchgefiihrte Abschlusspriifung eine wesent-
liche falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt,
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kénnen aus
dolosen Handlungen oder Irrtiimern resultieren und
werden als wesentlich angesehen, wenn von ihnen
einzeln oder insgesamt vernilinftigerweise erwartet
werden kdnnte, dass sie die auf der Grundlage dieses
Jahresabschlusses  getroffenen  wirtschaftlichen
Entscheidungen von Nutzern beeinflussen.

Als Teil einer Abschlusspriifung in Ubereinstimmung
mit den Osterreichischen Grundsdtzen ordnungsma-
[Biger Abschlussprifung, die die Anwendung der ISA
erfordern, iben wir wahrend der gesamten Ab-
schlusspriifung pflichtgemaf3es Ermessen aus und
bewahren eine kritische Grundhaltung.

Dariiber hinaus gilt:

»  Wir identifizieren und beurteilen die Risiken
wesentlicher — beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter — falscher Darstellungen im Abschluss,
planen Priifungshandlungen als Reaktion auf
diese Risiken, fihren sie durch und erlangen
Prifungsnachweise, die ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage fur unser Prifungs-
urteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen
Handlungen resultierende wesentliche falsche
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist ho-
her als ein aus Irrtimern resultierendes, da do-
lose Handlungen betriigerisches Zusammen-
wirken, Falschungen, beabsichtigte Unvollstan-
digkeiten, irreflihrende Darstellungen oder das
Auferkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-
ten kénnen.

»  Wir gewinnen ein Verstandnis von dem fir die
Abschlusspriifung relevanten internen Kontroll-
system, um Priifungshandlungen zu planen, die
unter den gegebenen Umstanden angemessen
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prifungsur-
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teil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsys-
tems der Gesellschaft abzugeben.

»  Wir beurteilen die Angemessenheit der von den
gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbar-
keit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschatzten Werte in der Rechnungsle-
gung und damit zusammenhangende Angaben.

»  Wir ziehen Schlussfolgerungen iiber die Ange-
messenheit der Anwendung des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Unter-
nehmenstatigkeit durch die gesetzlichen Ver-
treter sowie, auf der Grundlage der erlangten
Prifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen
oder Gegebenheiten besteht, die erhebliche
Zweifel an der Fahigkeit der Gesellschaft zur
Fortflihrung der Unternehmenstatigkeit auf-
werfen kann. Falls wir die Schlussfolgerung zie-
hen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestati-
gungsvermerk auf die dazugehorigen Angaben
im Jahresabschluss aufmerksam zu machen
oder, falls diese Angaben unangemessen sind,
unser Prifungsurteil zu modifizieren. Wir zie-
hen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestatigungs-
vermerks erlangten Priifungsnachweise. Zu-
kiinftige Ereignisse oder Gegebenheiten kénnen
jedoch die Abkehr der Gesellschaft von der
Fortflihrung der Unternehmenstatigkeit zur
Folge haben.

» Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses
einschlief8lich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schaftsvorfalle und Ereignisse in einer Weise
wiedergibt, dass ein moglichst getreues Bild er-
reicht wird.

Wir tauschen uns mit dem Aufsichtsrat unter
anderem (ber den geplanten Umfang und die
geplante zeitliche Einteilung der Abschlusspriifung
sowie (ber bedeutsame Priifungsfeststellungen,
einschlieflich etwaiger bedeutsamer Mangel im
internen Kontrollsystem, die wir wahrend unserer
Abschlusspriifung erkennen, aus.

Wir geben dem Aufsichtsrat auch eine Erklarung ab,
dass wir die relevanten beruflichen Verhaltensanfor-
derungen zur Unabhdngigkeit eingehalten haben,
und tauschen uns mit ihm Uber alle Beziehungen
und sonstigen Sachverhalte aus, von denen verniinf-







Allgemeine Auftragsbedingungen
fur Wirtschaftstreuhandberufe
(AAB 2011)

Festgestellt vom Arbeitskreis fir Honorarfragen und Auftragsbedingungen
bei der Kammer der Wirtschaftstreuhander und zur Anwendung empfohlen
vom Vorstand der Kammer der Wirtschaftstreuhander mit Beschluss vom
8.3.2000, adaptiert vom  Arbeitskreis fir Honorarfragen und
Auftragsbedingungen am 23.5.2002, am 21.10.2004, am 18.12.2006, am
31.8.2007, am 26.2.2008, am 30.6.2009, am 22.3.2010 sowie am
21.02.2011.

Praambel und Allgemeines

(1) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen fir Wirtschaftstreuhandberufe
gliedern sich in vier Teile: Der I. Teil betrifft Vertrage, die als Werkvertrage
anzusehen sind, mit Ausnahme von Vertrdgen Uber die Fihrung der
Biucher, die Vornahme der Personalsachbearbeitung und der
Abgabenverrechnung; der Il. Teil betrifft Werkvertrage Uber die Fihrung
der Bicher, die Vornahme der Personalsachbearbeitung und der
Abgabenverrechnung; der Ill. Teil hat Vertréage, die nicht Werkvertrage
darstellen und der IV. Teil hat Verbrauchergeschafte zum Gegenstand.

(2) Fur alle Teile der Auftragsbedingungen gilt, dass, falls einzelne
Bestimmungen unwirksam sein sollten, dies die Wirksamkeit der tbrigen
Bestimmungen nicht berlhrt. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine
glltige, die dem angestrebten Ziel mdglichst nahe kommt, zu ersetzen.

(3) Fur alle Teile der Auftragsbedingungen gilt weiters, dass der zur
Auslibung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigte verpflichtet ist, bei
der Erfillung der vereinbarten Leistung nach den Grundséatzen
ordnungsgemaRer Berufsausiibung vorzugehen. Er ist berechtigt, sich zur
Durchfiihrung des Auftrages hiefiir geeigneter Mitarbeiter zu bedienen.

(4) Fur alle Teile der Auftragsbedingungen gilt schlieflich, dass
auslandisches Recht vom Berufsberechtigten nur bei ausdriicklicher
schriftlicher Vereinbarung zu berlicksichtigen ist.

(5) Die in der Kanzlei des Berufsberechtigten erstellten Arbeiten kénnen
nach Wahl des Berufsberechtigten entweder mit oder ohne elektronische
Datenverarbeitung erstellt werden. Fir den Fall des Einsatzes von
elektronischer Datenverarbeitung ist der Auftraggeber, nicht der
Berufsberechtigte, verpflichtet, die nach den DSG notwendigen
Registrierungen oder Verstéandigungen vorzunehmen.

(6) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Mitarbeiter des Berufsberechtigten
wahrend und binnen eines Jahres nach Beendigung des
Auftragsverhaltnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm
nahestehenden Unternehmen zu beschaftigen, widrigenfalls er sich zur
Bezahlung eines Jahresbezuges des Gbernommenen Mitarbeiters an den
Berufsberechtigten verpflichtet.

I.TEIL
1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen des |. Teiles gelten fir Vertrdge Uber
(gesetzliche und freiwillige) Priifungen mit und ohne Bestatigungsvermerk,
Gutachten, gerichtliche Sachverstandigentatigkeit, Erstellung von Jahres
und anderen Abschllssen, Steuerberatungstatigkeit und Uber andere im
Rahmen eines Werkvertrages zu erbringende Tatigkeiten mit Ausnahme
der Fuhrung der Biicher, der Vornahme der Personalsachbearbeitung und
der Abgabenverrechnung.

(2) Die Auftragsbedingungen gelten, wenn ihre Anwendung ausdricklich
oder stillschweigend vereinbart ist. Dariiber hinaus sind sie mangels
anderer Vereinbarung Auslegungsbehelf.

(3) Punkt 8 gilt auch gegenlber Dritten, die vom Beauftragten zur Erfillung
des Auftrages im Einzelfall herangezogen werden.

2. Umfang und Ausfiihrung des Auftrages
(1) Auf die Absétze 3 und 4 der Praambel wird verwiesen.

(2) Andert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschlieRenden
beruflichen schriftlichen als auch miindlichen AuRerung, so ist der
Berufsberechtigte nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Anderungen oder
sich daraus ergebende Folgerungen hinzuweisen. Dies gilt auch fir
abgeschlossene Teile eines Auftrages.

(3) Ein vom Berufsberechtigten bei einer Behorde (z.B. Finanzamt,
Sozialversicherungstrager) elektronisch eingereichtes Anbringen ist als
nicht von ihm beziehungsweise vom ubermittelnden Bevollmachtigten
unterschrieben anzusehen.

3. Aufklarungspflicht des Auftraggebers; Vollstandigkeitserklarung

(1) Der Auftraggeber hat dafir zu sorgen, dass dem Berufsberechtigten
auch ohne dessen besondere Aufforderung alle fur die Ausfihrung des
Auftrages notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorgelegt werden und ihm
von allen Vorgangen und Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fir die
Ausflihrung des Auftrages von Bedeutung sein kénnen. Dies gilt auch fur
die Unterlagen, Vorgénge und Umstéande, die erst wahrend der Tatigkeit
des Berufsberechtigten bekannt werden.

(2) Der Auftraggeber hat dem Berufsberechtigten die Vollstandigkeit der
vorgelegten Unterlagen sowie der gegebenen Auskinfte und Erklarungen
im Falle von Priifungen, Gutachten und Sachverstandigentatigkeit schriftlich
zu bestéatigen. Diese Vollstandigkeitserklarung kann auf den berufsiblichen
Formularen abgegeben werden.

(3) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlissen und anderen
Abschlliissen vom Auftraggeber erhebliche Risken nicht bekannt gegeben
worden sind, bestehen fir den Auftragnehmer insoweit keinerlei
Ersatzpflichten.

4. Sicherung der Unabhangigkeit

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um zu
verhindern, dass die Unabhéangigkeit der Mitarbeiter des Berufsberechtigten
gefahrdet wird, und hat selbst jede Gefahrdung dieser Unabhangigkeit zu
unterlassen. Dies gilt insbesondere fir Angebote auf Anstellung und fir
Angebote, Auftrage auf eigene Rechnung zu Gbernehmen.

(2) Der Auftraggeber stimmt zu, dass seine persdnlichen Daten,
namlich sein Name sowie Art und Umfang inklusive Leistungszeitraum
der zwischen Berufsberechtigten und Auftraggeber vereinbarten
Leistungen (sowohl Priifungs- als auch Nichtpriifungsleistungen) zum
Zweck der Uberpriifung des Vorliegens von Befangenheits- oder
AusschlieBungsgriinden iSd §§ 271 ff UGB im Informationsverbund
(Netzwerk), dem der Berufsberechtigte angehort, verarbeitet und zu
diesem Zweck an die librigen Mitglieder des Informationsverbundes
(Netzwerkes) auch ins Ausland iibermittelt werden (eine Liste aller
Ubermittlungsempfinger wird dem Auftraggeber auf dessen Wunsch
vom beauftragten Berufsberechtigten zugesandt). Hierfiir entbindet
der Auftraggeber den Berufsberechtigten nach dem
Datenschutzgesetz und gem § 91 Abs 4 Z 2 WTBG ausdriicklich von
dessen Verschwiegenheitspflicht. Der Auftraggeber nimmt in diesem
Zusammenhang des Weiteren zur Kenntnis, dass in Staaten, die nicht
Mitglieder der EU sind, ein niedrigeres Datenschutzniveau als in der
EU herrschen kann. Der Auftraggeber kann diese Zustimmun jederzeit
schriftlich an den Berufsberechtigten widerrufen.

Beilage V/1



5. Berichterstattung und Kommunikation

(1) Bei Prifungen und Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart
wurde, ein schriftlicher Bericht zu erstatten.

(2) Alle Auskiinfte und Stellungnahmen vom Berufsberechtigten und
seinen Mitarbeitern sind nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen
oder schriftlich bestatigt werden. Als schriftliche Stellungnahmen gelten nur
solche, bei denen eine firmenmaRige Unterfertigung erfolgt. Als schriftliche
Stellungnahmen gelten keinesfalls Auskiinfte auf elektronischem Wege,
insbesondere auch nicht per E-Mail.

(3) Bei elektronischer Ubermittlung von Informationen und Daten kénnen
Ubertragungsfehler nicht ausgeschlossen werden. Der Berufsberechtigte
und seine Mitarbeiter haften nicht fiir Schaden, die durch die elektronische
Ubermittlung verursacht werden. Die elektronische Ubermittlung erfolgt
ausschlieBlich auf Gefahr des Auftraggebers. Dem Auftraggeber ist es
bewusst, dass bei Benutzung des Internet die Geheimhaltung nicht
gesichert ist. Weiters sind Anderungen oder Ergénzungen zu Dokumenten,
die Ubersandt werden, nur mit ausdriicklicher Zustimmung zulassig.

(4) Der Empfang und die Weiterleitung von Informationen an den
Berufsberechtigten und seine Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon
- insbesondere in Verbindung von automatischen
Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail und anderen elektronischen
Kommunikationsmittel — nicht immer sichergestellt. Auftrage und wichtige
Informationen gelten daher dem Berufsberechtigten nur dann als
zugegangen, wenn sie auch schriftlich zugegangen sind, es sei denn, es
wird im Einzelfall der Empfang ausdricklich bestatigt. Automatische
Ubermittlungs- und Lesebestatigungen gelten nicht als solche
ausdrucklichen Empfangsbestatigungen. Dies gilt insbesondere fir die
Ubermittlung von Bescheiden und anderen Informationen (ber Fristen.
Kritische und wichtige Mitteilungen missen daher per Post oder Kurier an
den Berufsberechtigten gesandt werden. Die Ubergabe von Schriftstiicken
an Mitarbeiter auRerhalb der Kanzlei gilt nicht als Ubergabe.

(5) Der Auftraggeber stimmt zu, dass er vom Berufsberechtigten
wiederkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine
wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch tbermittelt bekommt. Es
handelt sich dabei nicht um unerbetene Nachrichten gemaR § 107 TKG.

6. Schutz des geistigen Eigentums des Berufsberechtigten

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafiir zu sorgen, dass die im Rahmen
des Auftrages vom Berufsberechtigten erstellten Berichte, Gutachten,
Organisationspléne, Entwirfe, Zeichnungen, Berechnungen und
dergleichen nur fiir Auftragszwecke (z.B. gemaR § 44 Abs 3 EStG 1988)
verwendet werden. Im Ubrigen bedarf die Weitergabe beruflicher
schriftlicher als auch miindlicher AuRerungen des Berufsberechtigten an
einen Dritten zur Nutzung der schriftichen Zustimmung des
Berufsberechtigten.

(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mundlicher beruflicher
AuRerungen des Berufsberechtigten zu Werbezwecken ist unzulassig; ein
Versto berechtigt den Berufsberechtigten zur fristiosen Kiindigung aller
noch nicht durchgefiihrten Auftrage des Auftraggebers.

(3) Dem Berufsberechtigten verbleibt an seinen Leistungen das
Urheberrecht. Die Einrdumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der
schriftlichen Zustimmung des Berufsberechtigten vorbehalten.

7. Mangelbeseitigung

(1) Der Berufsberechtigte ist berechtigt und verpflichtet, nachtraglich
hervorkommende Unrichtigkeiten und Mangel in seiner beruflichen
schriftlicher als auch miindlicher AuRerung zu beseitigen, und verpflichtet,
den Auftraggeber hievon unverziglich zu verstandigen. Er ist berechtigt,
auch iber die urspriingliche AuRerung informierte Dritte von der Anderung
zu verstandigen.

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind;
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des
Berufsberechtigten bzw. — falls eine schriftliche AuRerung nicht abgegeben
wird — sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten Tatigkeit des
Berufsberechtigten.

(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlagen der Nachbesserung etwaiger
Mangel Anspruch auf Minderung. Soweit darGber hinaus
Schadenersatzanspriiche bestehen, gilt Punkt 8.

8. Haftung

(1) Der Berufsberechtigte haftet nur fir vorsatzliche und grob fahrlassig
verschuldete Verletzung der ibernommenen Verpflichtungen.

(2) Im Falle grober Fahrldssigkeit betragt die Ersatzpflicht des
Berufsberechtigten héchstens das zehnfache der
Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung geman § 11
Wirtschaftstreuhandberufsgesetz (WTBG) in der jeweils geltenden
Fassung.

(3) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs Monaten
nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden Kenntnis
erlangt haben, spatestens aber innerhalb von drei Jahren ab Eintritt des
(Primar)Schadens nach dem anspruchsbegriindenden Ereignis gerichtlich
geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen Vorschriften zwingend
andere Verjahrungsfristen festgesetzt sind.

(4) Gilt fur Tatigkeiten § 275 UGB kraft zwingenden Rechtes, so gelten die
Haftungsnormen des § 275 UGB insoweit sie zwingenden Rechtes sind und
zwar auch dann, wenn an der Durchfiihrung des Auftrages mehrere
Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz verpflichtete
Handlungen begangen worden sind, und ohne Riicksicht darauf, ob andere
Beteiligte vorsatzlich gehandelt haben.

(5) In Fallen, in denen ein formlicher Bestatigungsvermerk erteilt wird,
beginnt die  Verjahrungsfrist spatestens mit  Erteilung des
Bestatigungsvermerkes zu laufen.

(6) Wird die Tatigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten
verarbeitenden Unternehmens, durchgefiihrt und der Auftraggeber hievon
benachrichtigt, so gelten nach Gesetz und den Bedingungen des Dritten
entstehende Gewahrleistungs- und Schadenersatzanspriich gegen den
Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Berufsberechtigte haftet
nur fiir Verschulden bei der Auswahl des Dritten.

(7) Eine Haftung des Berufsberechtigten einem Dritten gegeniber wird bei
Weitergabe schriftlicher als auch miindlicher beruflicher AuRerungen durch
den Auftraggeber ohne Zustimmung oder Kenntnis des Berufsberechtigten
nicht begriindet.

(8) Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht nur im Verhéltnis zum
Auftraggeber, sondern auch gegenlber Dritten, soweit ihnen der
Berufsberechtigte ausnahmsweise doch fiir seine Tatigkeit haften sollte. Ein
Dritter kann jedenfalls keine Anspriiche stellen, die Uber einen allfalligen
Anspruch des Auftraggebers hinausgehen. Die Haftungshéchstsumme gilt
nur insgesamt einmal fur alle Geschadigten, einschliefflich der
Ersatzanspriche des Auftraggebers selbst, auch wenn mehrere Personen
(der Auftraggeber und ein Dritter oder auch mehrere Dritte) geschadigt
worden sind; Geschadigte werden nach ihrem Zuvorkommen befriedigt.

9. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz

(1) Der Berufsberechtigte ist gema § 91 WTBG verpflichtet, Gber alle
Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tatigkeit fir den
Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn,
dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder
gesetzliche AuRerungspflichten entgegen stehen.

(2) Der Berufsberechtigte darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche
AuRerungen (iber die Ergebnisse seiner Tétigkeit Dritten nur mit
Einwilligung des Auftraggebers aushandigen, es sei denn, dass eine
gesetzliche Verpflichtung hiezu besteht.

(3) Der Berufsberechtigte ist befugt, ihm anvertraute personenbezogene
Daten im Rahmen der Zweckbestimmung des Auftrages zu verarbeiten
oder durch Dritte gemaR Punkt 8 Abs 6 verarbeiten zu lassen. Der
Berufsberechtigte gewahrleistet gemaR § 15 Datenschutzgesetz die
Verpflichtung zur  Wahrung des Datengeheimnisses. Dem
Berufsberechtigten ~ Uberlassenes  Material ~ (Datentrédger,  Daten,
Kontrollzahlen, Analysen und Programme) sowie alle Ergebnisse aus der
Durchfiihrung der Arbeiten werden grundsatzlich dem Auftraggeber gemai
§ 11 Datenschutzgesetz zurlickgegeben, es sei denn, dass ein schriftlicher
Auftrag seitens des Auftraggebers vorliegt, Material bzw. Ergebnis an Dritte
weiterzugeben. Der Berufsberechtigte verpflichtet sich, Vorsorge zu treffen,
dass der Auftraggeber seiner Auskunftspflicht laut § 26 Datenschutzgesetz
nachkommen kann. Die dazu notwendigen Auftrdge des Auftraggebers sind
schriftich an den Berufsberechtigten weiterzugeben. Sofern flr solche
Auskunftsarbeiten kein Honorar vereinbart wurde, ist nach tatsadchlichem
Aufwand an den Auftraggeber zu verrechnen. Der Verpflichtung zur
Information der Betroffenen bzw. Registrierung im
Datenverarbeitungsregister hat der Auftraggeber nachzukommen, sofern
nichts Anderes ausdriicklich schriftlich vereinbart wurde.
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10. Kiindigung

(1) Soweit nicht etwas Anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich
zwingend vorgeschrieben ist, kdnnen die Vertragspartner den Vertrag
jederzeit mit sofortiger Wirkung kiindigen. Der Honoraranspruch bestimmt
sich nach Punkt 12.

(2) Ein — im Zweifel stets anzunehmender — Dauerauftrag (auch mit
Pauschalvergutung) kann allerdings, soweit nichts Anderes schriftlich
vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes (vergleiche § 88
Abs 4 WTBG) nur unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende
eines Kalendermonats gekiindigt werden.

(3) Bei einem gekiindigten Dauerauftragsverhaltnis zahlen - auf3er in Fallen
des Abs 5 - nur jene einzelnen Werke zum verbleibenden Auftragsstand,
deren vollstdandige oder Uberwiegende Ausfilhrung innerhalb der
Kindigungsfrist ~ mdglich ist, wobei  Jahresabschlisse  und
Jahressteuererklarungen innerhalb von 2 Monaten nach Bilanzstichtag als
Uberwiegend ausflihrbar anzusehen sind. Diesfalls sind sie auch
tatsachlich innerhalb berufsublicher Frist fertig zu stellen, sofern sémtliche
erforderlichen Unterlagen unverzuglich zur Verfligung gestellt werden und
soweit nicht ein wichtiger Grund iSd § 88 Abs 4 WTBG vorliegt.

(4) Im Falle der Kiindigung gemaf Abs 2 ist dem Auftraggeber innerhalb
Monatsfrist schriftlich bekannt zu geben, welche Werke im Zeitpunkt der
Kindigung des Auftragsverhéltnisses noch zum fertig zu stellenden
Auftragsstand zahlen.

(5) Unterbleibt die Bekanntgabe von noch auszufiihrenden Werken
innerhalb dieser Frist, so gilt der Dauerauftrag mit Fertigstellung der zum
Zeitpunkt des Einlangens der Kiindigungserklarung begonnenen Werke als
beendet.

(6) Waren bei einem Dauerauftragsverhaltnis im Sinne der Abs 2 und 3 -
gleichgiiltig aus welchem Grunde - mehr als 2 gleichartige, liblicherweise
nur einmal jahrlich zu erstellende Werke (z.B. Jahresabschlisse,
Steuererklarungen etc.) fertig zu stellen, so zahlen die dartiber hinaus
gehenden Werke nur bei ausdricklichem Einverstandnis des
Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist
der Auftraggeber in der Mitteilung gemaR Abs 4 gegebenenfalls
ausdriicklich hinzuweisen.

11. Annahmeverzug und unterlassene Mitwirkung des Auftraggebers

Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Berufsberechtigten
angebotenen Leistung in Verzug oder unterlasst der Auftraggeber eine ihm
nach Punkt 3 oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der
Berufsberechtigte zur fristlosen Kiindigung des Vertrages berechtigt. Seine
Honoraranspriiche bestimmen sich nach Punkt 12. Annahmeverzug sowie
unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers begriinden auch dann
den Anspruch des Berufsberechtigten auf Ersatz der ihm hierdurch
entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens,
wenn der Berufsberechtigte von seinem Kiindigungsrecht keinen Gebrauch
macht.

12. Honoraranspruch

(1) Unterbleibt die Ausfiihrung des Auftrages (z.B. wegen Kiindigung), so
gebuhrt dem Berufsberechtigten gleichwohl das vereinbarte Entgelt, wenn
er zur Leistung bereit war und durch Umsténde, deren Ursache auf Seiten
des Bestellers liegen, daran verhindert worden ist (§ 1168 ABGB); der
Berufsberechtigte braucht sich in diesem Fall nicht anrechnen zu lassen,
was er durch anderweitige Verwendung seiner und seiner Mitarbeiter
Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlésst.

(2) Unterbleibt eine zur Ausfiihrung des Werkes erforderliche Mitwirkung
des Auftraggebers, so ist der Berufsberechtigte auch berechtigt, ihm zur
Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklarung, dass
nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben gelte,
im Ubrigen gelten die Folgen des Abs 1.

(3) Kundigt der Berufsberechtigte ohne wichtigen Grund zur Unzeit, so hat
er dem Auftraggeber den daraus entstandenen Schaden nach MaRgabe
des Punktes 8 zu ersetzen. (4) Ist der Auftraggeber — auf die Rechtslage
hingewiesen — damit einverstanden, dass sein bisheriger Vertreter den
Auftrag ordnungsgemaR zu Ende fihrt, so ist der Auftrag auch
auszufihren.

13. Honorar

(1) Sofern nicht ausdriicklich Unentgeltlichkeit, aber auch nichts Anderes
vereinbart ist, wird gemaR § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessenen
Entlohnung geschuldet. Sofern nicht nachweislich eine andere
Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers immer auf
die alteste Schuld anzurechnen. Der Honoraranspruch des
Berufsberechtigten ergibt sich aus der zwischen ihm und seinem
Auftraggeber getroffenen Vereinbarung.

(2) Das gute Einvernehmen zwischen den zur Auslibung eines
Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten und ihren Auftraggebern wird vor
allem durch méglichst klare Entgeltvereinbarungen bewirkt.

(3) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit betragt eine viertel Stunde.

(4) Auch die Wegzeit wird Ublicherweise im notwendigen Umfang
verrechnet.

(5) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang zur
Vorbereitung des Berufsberechtigten notwendig ist, kann gesondert
verrechnet werden.

(6) Erweist sich durch nachtraglich hervorgekommene besondere
Umsténde oder besondere Inanspruchnahme durch den Auftraggeber ein
bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so sind Nachverhandlungen
mit dem Ziel, ein angemessenes Entgelt nachtraglich zu vereinbaren,
Ublich. Dies ist auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren Gblich.

(7) Die Berufsberechtigten verrechnen die Nebenkosten und die
Umsatzsteuer zusatzlich.

(8) Zu den Nebenkosten zahlen auch belegte oder pauschalierte
Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse, gegebenenfalls

Schlafwagen), Diaten, Kilometergeld, Fotokopierkosten und &hnliche
Nebenkosten.
(9) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zahlen die

betreffenden Versicherungspramien zu den Nebenkosten.

(10) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und Sachaufwendungen
fur die Erstellung von Berichten, Gutachten ua. anzusehen.

(11) Fir die Ausfihrung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche
Erledigung mehreren Berufsberechtigten Gbertragen worden ist, wird von
jedem das seiner Tatigkeit entsprechende Entgelt verrechnet.

(12) Entgelte und Entgeltvorschiisse sind mangels anderer Vereinbarungen
sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung fallig. Fir Entgeltzahlungen,
die spater als 14 Tage nach Falligkeit geleistet werden, koénnen
Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen
Unternehmergeschéften gelten Verzugszinsen in der Héhe von 8 % Uber
dem Basiszinssatz als vereinbart (siehe § 352 UGB).

(13) Die Verjahrung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende
der Leistung bzw. mit spaterer, in angemessener Frist erfolgter
Rechnungslegung zu laufen.

(14) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab
Rechnungsdatum schriftlich beim Berufsberechtigten Einspruch erhoben
werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer
Rechnung in die Biicher gilt jedenfalls als Anerkenntnis.

(15) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das ist
die Anfechtung wegen Verkiirzung Uber die Halfte fir Geschafte unter
Unternehmern, wird verzichtet.

14. Sonstiges

(1) Der Berufsberechtigte hat neben der angemessenen Gebihrenoder
Honorarforderung Anspruch auf Ersatz seiner Auslagen. Er kann
entsprechende Vorschiisse verlangen und seine (fortgesetzte)-Tatigkeit von
der Zahlung dieser Vorschisse abhangig machen. Er kann auch die
Auslieferung des Leistungsergebnisses von der vollen Befriedigung seiner
Anspriiche abhangig machen. Auf das gesetzliche Zuriickbehaltungsrecht
(§ 471 ABGB, § 369 UGB) wird in diesem Zusammenhang verwiesen. Wird
das  Zurlckbehaltungsrecht zu Unrecht ausgelbt, haftet der
Berufsberechtigte nur bei krass grober Fahrlassigkeit bis zur Héhe seiner
noch offenen Forderung. Bei Dauervertragen darf die Erbringung weiterer
Leistungen bis zur Bezahlung friiherer Leistungen verweigert werden. Bei
Erbringung von Teilleistungen und offener Teilhonorierung gilt dies
sinngeman.
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(2) Nach Ubergabe samtlicher, vom Wirtschaftstreuhander erstellten
aufbewahrungspflichtigen Daten an den Auftraggeber bzw. an den
nachfolgenden Wirtschaftstreuhander ist der Berufsberechtigte berechtigt,
die Daten zu I6schen.

(3) Eine Beanstandung der Arbeiten des Berufsberechtigten berechtigt,
aufRer bei offenkundigen wesentlichen Méngeln, nicht zur Zuriickhaltung
der ihm nach Abs 1 zustehenden Vergiitungen.

(4) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Berufsberechtigten auf
Vergltungen nach Abs 1 ist nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig
festgestellten Forderungen zuléssig.

(5) Der Berufsberechtigte hat auf Verlangen und Kosten des
Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner
Tatigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht fir den
Schriftwechsel zwischen dem  Berufsberechtigten und seinem
Auftraggeber und flr die Schriftstiicke, die dieser in Urschrift besitzt und
fur  Schriftsticke, die einer Aufbewahrungspflicht nach der
Geldwascherichtlinie unterliegen. Der Berufsberechtigte kann von
Unterlagen, die er an den Auftraggeber zuriickgibt, Abschriften oder
Fotokopien anfertigen. Der Auftraggeber hat hiefiir die Kosten insoweit zu
tragen als diese Abschriften oder Fotokopien zum nachtraglichen
Nachweis der ordnungsgemaflen Erfillung der Berufspflichten des
Berufsberechtigten erforderlich sein kdnnten.

(6) Der Auftragnehmer ist berechtigt, im Falle der Auftragsbeendigung fiir
weiterflihrende Fragen nach Auftragsbeendigung und die Gewéahrung des
Zugangs zu den relevanten Informationen iber das gepriifte Unternehmen
ein angemessenes Entgelt zu verrechnen.

(7) Der Auftraggeber hat die dem Berufsberechtigten (ibergebenen
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei
Nichtabholung tbergebener Unterlagen kann der Berufsberechtigte nach
zweimaliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber,
Ubergebene Unterlagen abzuholen, diese auf dessen Kosten zurlickstellen
und/oder Depotgebihren in Rechnung stellen.

(8) Der Berufsberechtigte ist berechtigt, fallige Honorarforderungen mit
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei
ausdrucklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der
Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Berufsberechtigen rechnen
musste.

(9) Zur Sicherung einer bestehenden oder kunftigen Honorarforderung ist
der Berufsberechtigte berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein
Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten
Transfer zu verstédndigen. Danach kann der sichergestellte Betrag
entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei
Vollstreckbarkeit der Honorarforderung eingezogen werden.

15. Anzuwendendes Recht, Erflillungsort, Gerichtsstand

(1) Fir den Auftrag, seine Durchfiihrung und die sich hieraus ergebenden
Anspriche gilt nur &sterreichisches Recht.

(2) Erflllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des
Berufsberechtigten.

(3) Fur Streitigkeiten ist das Gericht des Erfiillungsortes zustandig.
16. Erganzende Bestimmungen fir Prifungen

(1) Bei Abschlusspriifungen, die mit dem Ziel der Erteilung eines
férmlichen Bestatigungsvermerkes durchgefiihrt werden (wie z.B. §§ 268ff
UGB) erstreckt sich der Auftrag, soweit nicht anderweitige schriftliche
Vereinbarungen getroffen worden sind, nicht auf die Prufung der Frage, ob
die Vorschriften des Steuerrechts oder Sondervorschriften, wie z.B. die
Vorschriften des Preis-, Wettbewerbsbeschrankungs- und Devisenrechts,
eingehalten sind. Die Abschlussprifung erstreckt sich auch nicht auf die
Prufung der Fihrung der Geschafte hinsichtlich Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und ZweckmaRigkeit. Im Rahmen der Abschlusspriifung
besteht auch keine Verpflichtung zur Aufdeckung von Buchfélschungen
und sonstigen UnregelmaRigkeiten.

(2) Bei Abschlussprifungen ist der Jahresabschluss, wenn ihm der
uneingeschrankte oder eingeschrankte Bestatigungsvermerk beigesetzt
werden kann, mit jenem Bestatigungsvermerk zu versehen, der der
betreffenden Unternehmensform entspricht.

(3) Wird ein Jahresabschluss mit dem Bestatigungsvermerk des Prifers
vero6ffentlicht, so darf dies nur in der vom Prifer bestatigten oder in einer
von ihm ausdriicklich zugelassenen anderen Form erfolgen.

(4) Widerruft der Prifer den Bestatigungsvermerk, so darf dieser nicht
weiterverwendet werden. Wurde der Jahresabschluss mit dem
Bestatigungsvermerk verdffentlicht, so ist auch der Widerruf zu
veroffentlichen.

(5) Fur sonstige gesetzliche und freiwillige Abschlusspriifungen sowie fiir
andere Priifungen gelten die obigen Grundséatze sinngeman.

17. Erganzende Bestimmungen fiir die Erstellung von
Jahres- und anderen Abschlissen,
fur Beratungstatigkeit und andere im Rahmen eines
Werkvertrages zu erbringende Tatigkeiten

(1) Der Berufsberechtigte ist berechtigt, bei obgenannten Tatigkeiten die
Angaben des Auftraggebers, insbesondere Zahlenangaben, als richtig
anzunehmen. Er hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte
Unrichtigkeiten hinzuweisen. Der Auftraggeber hat dem Berufsberechtigten
alle fur die Wahrung von Fristen wesentlichen Unterlagen, insbesondere
Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass dem Berufsberechtigten
eine angemessene Bearbeitungszeit, mindestens jedoch eine Woche, zur
Verfligung steht.

(2) Mangels einer anderweitigen schriftichen Vereinbarung umfasst die
Beratungstatigkeit folgende Tatigkeiten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklarungen fir die Einkommen- oder
Korperschaftsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom
Auftraggeber vorzulegenden oder vom  Auftragnehmer erstellten
Jahresabschlusse und sonstiger, fir die Besteuerung erforderlichen
Aufstellungen und Nachweise.

b) Priifung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklarungen.

c) Verhandlungen mit den Finanzbehdérdenim Zusammenhang mit den unter
a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden.

d) Mitwirkung bei Betriebspriifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern.

e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten
Steuern. Erhalt der Berufsberechtigte flr die laufende Steuerberatung ein
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert zu
honorieren.

(3) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer,
Koérperschaftsteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen der
Umsatzsteuer, Lohnsteuer und sonstiger Steuern und Abgaben erfolgt nur
auf Grund eines besonderen Auftrages. Dies gilt auch fur

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftssteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,
b) die Verteidigung und die Beiziehung zu dieser im Finanzstrafverfahren,

c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit
Griindung, Umwandlung, Verschmelzung, Kapitalerhéhung und -
herabsetzung, Sanierung, Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters,
Betriebsverauflerungen, Liquidation, betriebswirtschaftliche Beratung und
andere Tatigkeiten geman §§ 3 bis 5 WTBG,

d) die Verfassung der Eingaben zum Firmenbuch im Zusammenhang mit
Jahresabschlussen einschlieBlich der erforderlichen Evidenzfiihrungen.

(4) Soweit die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung zum
ibernommenen Auftrag z&hlt, gehért dazu nicht die Uberpriifung etwaiger
besonderer buchméRBiger Voraussetzungen sowie die Prifung, ob alle in
Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Beglinstigungen
wahrgenommen worden sind, es sei denn, hierliber besteht eine
nachweisliche Beauftragung.

(5) Vorstehende Absétze gelten nicht bei Sachverstandigentéatigkeit.
1. TEIL
18. Geltungsbereich
Die Auftragsbedingungen des Il. Teiles gelten fir Werkvertrage Uber die
Fihrung der Biicher, die Vornahme der Personalsachbearbeitung und die
Abgabenverrechnung.
19. Umfang und Ausflihrung des Auftrages
(1) Auf die Absétze 3 und 4 der Praambel wird verwiesen.
(2) Der Berufsberechtigte ist berechtigt, die ihm erteilten Auskilinfte und
Ubergebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere Zahlenangaben,
als richtig und vollstandig anzusehen und der Buchfiihrung zu Grunde zu
legen. Der Berufsberechtigte ist ohne gesonderten schriftlichen Auftrag nicht

verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu stellen. Stellt er allerdings Unrichtigkeiten
fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu geben.
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(3) Falls fur die im Punkt 18 genannten Tatigkeiten ein Pauschalhonorar
vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarung die
Vertretungstatigkeit im Zusammenhang mit abgabenund
beitragsrechtlichen Priifungen aller Art einschlieRlich der Abschluss von
Vergleichen Uber Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen,
Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung ué gesondert zu honorieren.

(4) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit den
im Punkt 18 genannten Tatigkeiten, insbesondere Feststellungen tiber das
prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur aufgrund eines
besonderen Auftrages und ist nach dem I. oder Ill. Teil der vorliegenden
Auftragsbedingungen zu beurteilen.

(5) Ein vom Berufsberechtigten bei einer Behdrde (z.B. Finanzamt,
Sozialversicherungstrager) elektronisch eingereichtes Anbringen ist als
nicht von ihm beziehungsweise vom (ibermitteinden Bevollméachtigten
unterschrieben anzusehen.

20. Mitwirkungspflicht des Auftraggebers

Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Berufsberechtigten auch
ohne dessen besondere Aufforderung alle fiir die Fihrung der Biicher, die
Vornahme der Personalsachbearbeitung und die Abgabenverrechnung
notwendigen Auskinfte und Unterlagen zum vereinbarten Termin zur
Verfligung stehen.

21. Kiindigung

(1) Soweit nicht etwas Anderes schriftlich vereinbart ist, kann der Vertrag
ohne Angabe von Grinden von jedem der Vertragspartner unter
Einhaltung einer dreimonatigen Kiindigungsfrist zum Ende eines
Kalendermonats gekiindigt werden.

(2) Kommt der Auftraggeber seiner Verpflichtung gemafR Punkt 20
wiederholt nicht nach, berechtigt dies den Berufsberechtigten zu sofortiger
fristloser Kiindigung des Vertrages.

(3) Kommt der Berufsberechtigte mit der Leistungserstellung aus Griinden
in Verzug, die er allein zu vertreten hat, so berechtigt dies den
Auftraggeber zu sofortiger fristloser Kiindigung des Vertrages.

(4) Im Falle der Kindigung des Auftragsverhaltnisses zahlen nur jene
Werke zum Auftragsstand, an denen der Auftragnehmer bereits arbeitet
oder die Uberwiegend in der Kiindigungsfrist fertig gestellt werden kdnnen
und die er binnen eines Monats nach der Kiindigung bekannt gibt.

22. Honorar und Honoraranspruch

(1) Sofern nichts Anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als
jeweils fir ein Auftragsjahr vereinbart.

(2) Bei Vertragsauflosung gemaR Punkt 21 Abs 2 behalt der
Berufsberechtigte den vollen Honoraranspruch fiir drei Monate. Dies gilt
auch bei Nichteinhaltung der Kiindigungsfrist durch den Auftraggeber.

(3) Bei Vertragsauflosung gemaR Punkt 21 Abs 3 hat der
Berufsberechtigte nur Anspruch auf Honorar fiir seine bisherigen
Leistungen, sofern sie fiir den Auftraggeber verwertbar sind.

(4) Ist kein Pauschalhonorar vereinbart, richtet sich die Hoéhe des
Honorars gemaR Abs 2 nach dem Monatsdurchschnitt des laufenden
Auftragsjahres bis zur Vertragsauflésung.

(5) Sofern nicht ausdricklich Unentgeltlichkeit, aber auch nichts Anderes
vereinbart ist, wird gemaR § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessenen
Entlohnung geschuldet. Sofern nicht nachweislich eine andere
Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers immer
auf die alteste Schuld anzurechnen. Der Honoraranspruch des
Berufsberechtigten ergibt sich aus der zwischen ihm und seinem
Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Im Ubrigen gelten die unter Punkt
13. (Honorar) normierten Grundsatze.

(6) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das ist
die Anfechtung wegen Verkirzung Uber die Halfte fir Geschafte unter
Unternehmern, wird verzichtet.

23. Sonstiges

Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des I Teiles der

Auftragsbedingungen sinngemafR.

Il. TEIL

24. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen des Ill. Teiles gelten fir alle in den
vorhergehenden Teilen nicht erwahnten Vertrage, die nicht als Werkvertrage
anzusehen sind und nicht mit in den vorhergehenden Teilen erwahnten
Vertragen in Zusammenhang stehen.

(2) Insbesondere gilt der Ill. Teil der Auftragsbedingungen fiir Vertrage tiber
einmalige Teilnahme an Verhandlungen, fiir Tatigkeiten als Organ im
Insolvenzverfahren, fir Vertrage Uber einmaliges Einschreiten und Uber
Bearbeitung der in Punkt 17 Abs 3 erwahnten Einzelfragen ohne Vorliegen
eines Dauervertrages.

25. Umfang und Ausflihrung des Auftrages
(1) Auf die Absétze 3 und 4 der Praambel wird verwiesen.

(2) Der Berufsberechtigte ist berechtigt und verpflichtet, die ihm erteilten
Auskiinfte und Ubergebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere
Zahlenangaben, als richtig und vollstandig anzusehen. Er hat im
Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftraggebers zu wahren.

(3) Der Berufsberechtigte ist ohne gesonderten schriftlichen Auftrag nicht
verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu stellen. Stellt er allerdings Unrichtigkeiten
fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu geben.

26. Mitwirkungspflicht des Auftraggebers

Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Berufsberechtigten auch
ohne dessen besondere Aufforderung alle notwendigen Auskiinfte und
Unterlagen rechtzeitig zur Verfligung stehen.

27. Kiindigung

Soweit nicht etwas Anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend
vorgeschrieben ist, kdnnen die Vertragspartner den Vertrag jederzeit mit
sofortiger Wirkung kiindigen (§ 1020 ABGB).

28. Honorar und Honoraranspruch

(1) Sofern nicht ausdricklich Unentgeltlichkeit, aber auch nichts Anderes
vereinbart ist, wird gemaR § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessenen
Entlohnung geschuldet. Sofern nicht nachweislich eine andere Vereinbarung
getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers immer auf die alteste
Schuld anzurechnen. Der Honoraranspruch des Berufsberechtigten ergibt
sich aus der zwischen ihm und seinem Auftraggeber getroffenen
Vereinbarung. Im Ubrigen gelten die unter Punkt 13. (Honorar) normierten
Grundsatze.

(2) Im Falle der Kiundigung ist der Honoraranspruch nach den bereits
erbrachten Leistungen, sofern sie fir den Auftraggeber verwertbar sind, zu
aliquotieren.
(3) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UBG, das ist
die Anfechtung wegen Verkiirzung Uber die Halfte fir Geschafte unter
Unternehmern, wird verzichtet.

29. Sonstiges

Die Verweisungen des Punktes 23 auf Bestimmungen des |. Teiles der
Auftragsbedingungen gelten sinngemang.

IV. TEIL
30. Geltungsbereich
Die Auftragsbedingungen des IV. Teiles gelten ausschlieRlich fir
Verbrauchergeschafte gemal® Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz
vom 8.3.1979/BGBI Nr.140 in der derzeit gliltigen Fassung).

31. Erganzende Bestimmungen flr Verbrauchergeschafte

(1) Fir Vertrage zwischen Berufsberechtigten und Verbrauchern gelten die
zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutz-gesetzes.

(2) Der Berufsberechtigte haftet nur flr vorsatzliche und grob fahrlassig
verschuldete Verletzung der Gbernommenen Verpflichtungen.

(3) Anstelle der im Punkt 8 Abs 2 AAB normierten Begrenzung ist auch im

Falle grober Fahrlassigkeit die Ersatzpflicht des Berufsberechtigten nicht
begrenzt.
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(4) Punkt 8 Abs 3 AAB (Geltendmachung der Schadenersatzanspriiche
innerhalb einer bestimmten Frist) gilt nicht.

(5) Rucktrittsrecht gemaR § 3 KSchG: Hat der Verbraucher seine
Vertragserklarung nicht in den vom Berufsberechtigten dauernd benitzten
Kanzleirdumen abgegeben, so kann er von seinem Vertragsantrag oder
vom Vertrag zurlicktreten. Dieser Rucktrit kann bis zum
Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer Woche erklart
werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest
den Namen und die Anschrift des Berufsberechtigten sowie eine
Belehrung Uber das Rucktrittsrecht enthdlt an den Verbraucher,
frihestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrages zu laufen.
Das Riicktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,

1. wenn er selbst die geschaftiche Verbindung mit dem
Berufsberechtigten oder dessen Beauftragten zwecks SchlieBung dieses
Vertrages angebahnt hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen
zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten vorangegangen sind
oder

3. bei Vertragen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu
erbringen sind, wenn sie Ublicherweise von Berufsberechtigten aulRerhalb
ihrer Kanzleirdume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt € 15
nicht Ubersteigt. Der Rucktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der
Schriftform. Es genugt, wenn der Verbraucher ein Schriftstlick, das seine
Vertragserklarung oder die des Berufsberechtigten enthalt, dem
Berufsberechtigten mit einem Vermerk zurlickstellt, der erkennen lasst,
dass der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung
des Vertrages ablehnt. Es genlgt, wenn die Erklarung innerhalb einer
Woche abgesendet wird. Tritt der Verbraucher gemaft § 3 KSchG vom
Vertrag zurlick, so hat Zug um Zug

1. der Berufsberechtigte alle empfangenen Leistungen samt gesetzlichen
Zinsen vom Empfangstag an zuriickzuerstatten und den vom Verbraucher
auf die Sache gemachten notwendigen und nitzlichen Aufwand zu
ersetzen,

2. der Verbraucher dem Berufsberechtigten den Wert der Leistungen zu
verguten, soweit sie ihm zum klaren und Gberwiegenden Vorteil gereichen.
GemaR § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzanspriiche unberihrt.

(6) Kostenvoranschlage gemaRR § 5 KSchG Fur die Erstellung eines
Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABG durch den
Berufsberechtigten hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu zahlen,
wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. Wird
dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Berufsberechtigten zugrunde
gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewahrleistet, wenn nicht das
Gegenteil ausdriicklich erklart ist.

(7) Mangelbeseitigung: Punkt 7 wird erganzt Ist der Berufsberechtigte nach
§ 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu verbessern oder Fehlendes
nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu erfiillen, an dem Ort, an dem die
Sache libergeben worden ist. Ist es fiir den Verbraucher tunlich, die Werke
und Unterlagen vom Berufsberechtigten gesendet zu erhalten, so kann
dieser diese Ubersendung auf seine Gefahr und Kosten vornehmen.

(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 15 Abs 3: Hat der Verbraucher im Inland
seinen Wohnsitz oder seinen gewohnlichen Aufenthalt oder ist er im Inland
beschaftigt, so kann firr eine Klage gegen ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs
2 und 104 Abs1 JN nur die Zustandigkeit eines Gerichtes begriindet
werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der gewodhnliche Aufenthalt
oder der Ort der Beschaftigung liegt.

(9) Vertrage uber wiederkehrende Leistungen

(a) Vertrage, durch die sich der Berufsberechtigte zu Werkleistungen und
der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die fir
eine unbestimmte oder eine ein Jahr Ubersteigende Zeit geschlossen
worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen
Frist zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines
halben Jahres kiindigen.

(b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare
Leistung, deren Umfang und Preis schon bei der VertragsschlieRung
bestimmt sind, so kann der erste Kiindigungstermin bis zum Ablauf des

zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Vertragen kann die
Kundigungsfrist auf hdchstens sechs Monate verlangert werden.

(c) Erfordert die Erflllung eines bestimmten, in lit.a) genannten Vertrages
erhebliche Aufwendungen des Berufsberechtigten und hat er dies dem
Verbraucher spéatestens bei der VertragsschlieBung bekannt gegeben, so
kénnen den Umstanden angemessene, von den in lit.a) und b) genannten
abweichende Kiindigungstermine und Kindigungsfristen vereinbart werden.
(d) Eine Kiindigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht ausgesprochen
worden ist, wird zum nachsten nach Ablauf der Kindigungsfrist liegenden
Kuindigungstermin wirksam.
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